
69 W S  OHS оСЮІ-257/83

D ie  Klärung des Sachverhalts umfaßt alle Handlungen, die das 
Ziel haben festzustellen, was tatsächlich Vorgelegen hat, wie 
und warum es zu dem gefährdenden bzw. störenden Ereignis oder 
der Handlung gekommen ist. Das schließt auch die Feststellung 
objektiv verletzter Rechtsnormen und der Schuld ein. Der Be­
griff ist nicht nur auf die Zuführung und Befragung der Person 
beschränkt, sondern schließt auch sich daraus ergebende Über­
prüfungsmaßnahmen ein. Dies bedeutet, daß eine Person auch nach 
der Befragung, gegebenenfalls auch gegen ihren Willen, festge- 
haiten werden kann, wenn sich zum Beispiel aus den in der Be­
fragung gemachten Aussagen weitere Oberprüfungsmaßnahmen er­
geben, deren Ergebnis für eine abschließende Entscheidung not­
wendig ist. Aber auch bei einer derartigen Situation muß die 
Klärung des Sachverhalts unverzüglich erfolgen und die Aus­
schöpfung der genannten Höchstfrist die Ausnahme darstellen.

Beinhalten die im Ergebnis der Sachverhaltsklärung getroffenen 
Feststellungen Hinweise auf den Verdacht einer Straftat, sind 
die dazu notwendigen Oberprüfungsmaßnahnen und gegebenenfalls 
weitere Zuführungen bereits nicht mehr auf die Regelungen des 
VP-Gesotzes, sondern auf die Bestimmungen dos § 95 StPO zu 
Stützen. Daraus ergeben sich allerdings keine Veränderungen 
hinsichtlich der Frist.

Die dargestellten Pflichten und Befugnisse der Untersuchungs­
abteilungen des MfS, die sich aus der Verfassung der DDR, der 
Strafprozeßordnung und dem VP-Gesetz ergeben, bestimmen die 
Erfordernisse, Möglichkeiten und Grenzen der eigenverantwort­
lichen Anwendung des sozialistischen Rechts in der Untersuchung 
orbeit des MfS. Es ist erforderlich, sie mit maximalem sicher­
heitspolitischem Effekt zur Erfüllung der Gesamtaufgabenstel­
lung des MfS einzusetzen, auch auf dem Gebiet der vorbeugenden 
Verhinderung, Aufdeckung und Bekämpfung des subversiven Miß­
brauchs Dugendlicher.
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